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Reichszollblatt 


Ausgabe A 


Herausgegeben im Reichsfinanzminiſterium 


31. Jahrgang | Berlin, 24. Januar 1936 | Nr, 10 


Das Reichögelbtntt erſcheint in zwangloſer Folge in zwei Ausgaben mit gleichem Inhalt — Ausgabe A mit zweiſeitigem, Ausgabe B 
fell nſeitigem Druck. Der Anhang zum Reichszollblatt (enthaltend die Anderungen im Stand und in den Befugniſſen der Dienſt⸗ 
ellen der Zoll⸗ und der Branntweinmonopolverwaltung) erſcheint monatlich zweiſeitig bedruckt. Fortlaufender Bezug nur durch die 
Poſtanſtalten. Einzelnummern konnen nur durch das Reichsverlagsamt in Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4, Fernruf Weidendamm 
= D 2 — 9265, bezogen werden. Der Preis wird nach dem Umfang berechnet, für den achtſeitigen Bogen oder Teile davon 
W, aus abgelaufenen Jahrgängen 10 Ay, ausſchließlich Poſtgebühren. Bei größeren Beſtellungen 10 bis 40 v. H. Preis⸗ 
Ai Vierteljährlicher Bezugspreis für das Juland und die dem Poſtzeitungsabkommen von Madrid beigetretenen Länder: 
usgabe A 2,70 AA, Ausgabe B 3,20 AA, Anhang zum Reichszollblatt 0,60 .. Für das übrige Ausland wird der Bezugs⸗ 
preis vom Reichsverlagsamt jeweils feſtgeſetzt. 


. 3 Inhaltsverzeichnis für das Neichszollblatt 1935 
as Inhaltsverzeichnis für den Jahrgang 1935 des Reichszollblatts iſt am 23. Januar 1936 herausgegeben worden. 


Inhalt: II. Zolle ufw.: Ausfuhrüberwachung für Felle, Häute und Lederabfällllll e. S. 39 
/ cocoa le. ane me Meee ee ee ©. 39 
Urteil des Reichsfinanzhofs z. BBG. $ 44; WO. $ 115, Steueranpaſſungsgeſ. 1934 S ꝶ m. S. 39 
III. Verbrauchsabgaben: Urteil des Reichsfinanzhofs z. UmfSt6. v 30. © q ES 2, 8 
Abſ. 3, AusgIStO. hierzu $ 2, § 8 Abf. 3. — ie i oa. gies bee e = a ee? S. 40 


II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Ausfuhrüberwachung für Felle, Häute und Lederabfälle Ver Zoll. § 44; AD. $ 115; SteueranpaſſG. 1934 $ 7. 


on burch $ 19 Abſ. ! der Anordnung 20 ber | Schuldet der Nehmer des Begleitſcheins 1 den Zoll, fo 
Uberwachungsftelle für Lederwirtſchaft vom 10. Januar haftet er mit einem etwaigen Zollſchuldner aus § 13 


oe en = 8) die Anordnungen 8 und 15 VerQolG. als Geſamtſchuldner. 

f Kraft geſetzt worden find, wird die Verfügung vom Dei 1 BOT re 

24. Upril 1985 © 21505 —84 IT (RQBL. S. 200 A as U. 

mit ſofortiger Wirkung aufgehoben. Ich weiſe darauf hin, 

ar Waren der Ausfuhrnummer 153 des ſtatiſtiſchen Aus den Gründen: 
arenverzeichniſſes ausfuhrverboten ſind (Verordnung Die Beſchwerdeführerin — eine Speditionsfirma 


über die weitere Anderung der Bekanntmachung, betreffend hat am 14. Februar 1934 beim Hauptzollamt R 
ten Bun von Waren vom 9. November 160 Kiſten ae mit Begleitſchein! ha das Sol 
Ausf Ziff. 6; RIVL S. 4678), nicht aber Waren der amt S. abfertigen laſſen. Als Empfänger der Sendung 
Ausfuhrnummer 569. war die Firma Sp. in S. bezeichnet. Die Geſtellungsfriſt 
REM. vom 20. Januar 1936 — Z 1505 — 122 11 wurde auf einen Monat feſtgeſetzt, es fand ſpezielle 
= Revifion ſtatt. Die Sendung wurde weder in S. nod) bei 
N einer anderen e eine. 
erkblatt für die Deviſenü i Ei Sie gelangte auf dem Weg nach S. ohne amtliche Mit- 
VVV siting a den 1 Verkehr und im freien Verkehr an 
den Empfänger, die Firma Sp. in S. Das Hauptzoll⸗ 


— Berichtigungsblätter werden nicht geliefert - 


2 (5. Berichtigung) amt Rh. forderte den nach dem autonomen Satz berech 
In Abteilung »B Zuſtändigkeit der Überwachungs- neten Zoll und die Amſatzausgleichſteuer von der 
ſtellen« ift ftatt „130 XVIII« zu ſetzen: Firma Kl. als Begleitſcheinnehmerin an. 

+08 130 Die Firma Kl. beſtreitet nicht, daß die Warenſendung 


nicht zur Weiterabfertigung geſtellt wurde und daß ſie 


8 1 ul deshalb an ſich gemäß § 44 des Vereinszollgeſetzes für den 

alle übrigen unter . Eingangszoll hafte. Sie iſt aber der Meinung, die Geltend- 

Nr. 130 fallenden ; XIV. machung dieſer Haftung widerſpreche dem $ 2 des Steuer- 

Waren J anpaſſungsgeſetzes 1934; fie ſei unbillig, weil entgegen der 

RIM. vom 20. Januar 1936 — 21134 498 11 Auffaſſung der Vorinſtanz der Zollſchuldner feſtſtellbar 


ſei und deshalb zunächſt zur Zahlung angehalten werden 
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müſſe. Die Firma glaubt weiter, daß jedenfalls nicht der 
autonome Zollſatz, ſondern der Vertragsſatz zur Anwen⸗ 
dung kommen muͤſſe, da bei der Abfertigung auf Begleit- 
ſchein I das Herſtellungsland angegeben worden fet. 

Nach $ 44 des Vereinszollgefetzes übernimmt bei der 
Abfertigung auf Begleitſchein I der Begleitſcheinnehmer 
mit der Unterzeichnung des Begleitſcheins die Verpflich- 
tung, die Ware innerhalb der Geſtellungsfriſt beim Emp⸗ 
fangsamt zur Reviſion und weiteren Abfertigung zu 
ftellen, ferner im Fall der Nichtgeſtellung die Verbindlich⸗ 
keit, für den Eingangszoll zu haften. Die Haftung entfällt 
nur, wenn eine Zollpflicht deshalb nicht entſtanden iſt, 
weil die Ware auf dem Transport durch Zufall zugrunde 
gegangen ($ 48 des Vereinszollgeſetzes) oder weil ſie ins 
Ausland gegangen oder der Zollbehörde anderweit geſtellt 
war ($49 des Vereinszollgeſetzes), fie entfällt weiter, 
wenn der fällig gewordene Zoll anderweit gezahlt worden 
iſt (Hoffmann, Kommentar zum Vereinszollgeſetz, Anm. 3d 
zu § 44). Tritt hiernach die Haftung für den Begleit⸗ 
ſcheinnehmer ein, ſo ſchuldet er den Zoll, gleichviel, ob 
die Zollſchuld für die Ware auch in der Perſon eines 
anderen begründet iſt oder nicht. Iſt ein anderer Zoll 
ſchuldner vorhanden, fo haftet der Begleitſcheinnehmer 
nicht für deſſen Zollſchuld, ſondern neben ihm als Zoll⸗ 
ſchuldner (Hoffmann, a. a. O., Anm. 3c, 10), und zwar 
mit ihm zuſammen als Geſamtſchuldner (§ 115 der 
Reichsabgabenordnung 1931, $ 7 Abſ. 1 des Steueranpaſ⸗ 
ſungsgeſetzes). Dabei ſteht es dem Finanzamt, wie in der 
Rechtſprechung ſtets anerkannt war und nunmehr in 87 
Abſ. 3 des Steueranpaſſungsgeſetzes 1934 ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt iſt, frei, an welchen Geſamtſchuldner es ſich halten 
will. Das Finanzamt hat über dieſe Frage nach ſeinem 
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Ermeſſen zu entſcheiden (§ 11 der Reichsabgabenordnung 


1931, § 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes 1934). Das 
Hauptzollamt hat ſich im vorliegenden Fall für die In⸗ 
anſpruchnahme des Begleitſcheinnehmers entichieden; die 
Vorinſtanz hat das gebilligt. Auf den hiergegen gerichteten 
Angriff der Beſchwerdeführerin hat der Reichsfinanzhof 
nach $ 297 der Reichsabgabenordnung nur zu prüfen, »ob 
ſich die Ermeſſensentſcheidung in den Grenzen hält, die 
das Geſetz dem Ermeſſen zieht«) iſt das der Fall, fo hat 
er »die Ermeſſensentſcheidung auf ihre Billigkeit und 
Zweckmäßigkeit hin nur dann nachzuprüfen, wenn er nach 
Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung ſelbſt ent⸗ 
ſcheidet«. Das Hauptzollamt hat die Inanſpruchnahme des 
Begleitſcheinnehmers damit begründet, daß die Perſon 
des Steuerſchuldners nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen fei 
und daß auch die Beitreibung der Abgaben von der 
Perſon, die die Beſchwerdeführerin als Zollſchuldner an⸗ 
ſieht, ausſichtslos wäre. Daß mit dieſen Erwägungen 
die Grenzen, die das Geſetz dem Ermeſſen zieht, nicht ein⸗ 
gehalten wären, iſt nicht anzuerkennen. 

Auch mit ihrem weiteren Einwand, daß jedenfalls der 
Vertragszollſatz, nicht der autonome Zollſatz zur Anwen⸗ 
dung komme, kann die Beſchwerdeführerin nicht durch⸗ 
dringen. Der erkennende Senat hat durch Urteil vom 
5. Januar 1932 IV A 206/31 (Mrozeks Kartei, Rechts- 
ſpruch 6 zu $9 des Zolltarifgeſetzes) unter eingehender 
Begründung ausgeſprochen, daß der Nehmer des Begleit- 
ſcheins I nicht Einbringer im Sinn des 89 des Zoll⸗ 
tarifgeſetzes iſt und deshalb eine Erklärung des Herſteller⸗ 
landes mit den Rechtswirkungen des §9 des Solltarif- 
geſetzes nicht abgeben kann. An dieſer Rechtsauffaſſung 
halt der Senat auch für die vorliegende Sache feſt. 


Z 1103 — 69 II 


Ill. Verbrauchsabgaben 


16. Amſatzſteuer (Ausgleichſteuer) 


vom 30. Januar 1932, § 20 Abſ. 2, § 9 Abſ. 3; 

AusglStO. hierzu § 2, § 8 Abi. 3. 

7. BO. über Durchſchnittswerte für die Umſatzausgleich⸗ 
ſteuer vom 23. Oktober 1933, RZB. S. 519. 


1. Die zollrechtlichen Vorſchriften finden auch auf 
Verordnungen über Durchſchnittswerte in vollem 
Umfang Anwendung. 

. Korfabfälle der Zolltarifnr. 90, die nicht von Zier⸗ 
korkholz oder Mahlkorkholz herrühren, ſind nach 
dem Durchſchnittswert von 11 AM für 1 dz zu 
verſteuern. 


UmſStG. 


Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, 
vom 20. Dezember 1935 — 1V A 8/35 U. 


Aus den Gründen: 


Streitig iſt, ob der Berechnung der Umſatzausgleich⸗ 
ſteuer für die von der Beſchwerdeführerin im Juni und 
Auguſt 1934 zur Zollabfertigung vorgeführten und der 
Tarifnr. 90 zugewieſenen Korkabfälle nach der 7. Ver⸗ 
ordnung über Durchſchnittswerte vom 23. Oktober 1933 
(NQBI. S. 519) der Durchſchnittswert von 7 RM für 
Zierkorkholz und Mahlkorkholz, oder von 11 RM fir 
anderes Korkholz zugrunde zu legen ift. 

Die Vorinſtanz hat die Umſaßausgleichſteuer nach dem 
Durchſchnittswert von 11 AM für 1 dz berechnet. Hier⸗ 
gegen wendet ſich die Nechtsbeſchwerde, die den Durch⸗ 
ſchnittswert von 7 AM für 1 dz als zutreffend erachtet. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. 

Bei Berechnung der Umſatzausgleichſteuer iſt nach der 
Vorſchrift in § 20 Abſ. 2 des Umſatzſteuergeſetzes 1932 
und $ 2 der Ausgleichſteuerordnung 1932 verfahren mor- 


den. Demgemäß wurde auch bei der Berechnung der 
Umſatzausgleichſteuer davon ausgegangen, daß Korkabfälle 
der Tarifnr. 90 zu unterſtellen find. 

Nach $9 Abſ. 3 des Umſatzſteuergeſetzes 1932 ($8 
Abſ. 3 der Ausgleichſteuerordnung 1932) tritt an die 
Stelle des Erwerbspreiſes oder Wertes der Ware ihr 
Durchſchnittswert, wenn ein ſolcher von dem Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen feſtgeſetzt worden iſt. Dies iſt 
durch die am 1. November 1933 in Kraft getretene 
7. Verordnung über Durchſchnittswerte für die Umſatz⸗ 
ausgleichſteuer vom 23. Oktober 1933 (RABI. S. 519) 
für Waren der Tarifnr. 90 geſchehen. Allerdings wird 
in dieſer Verordnung bei Tarifnr. 90 unterſchieden zwi⸗ 
ſchen Zierkorkholz und Mahlkorkholz, für das der Durch, 
ſchnittswert 7 AA für 1 dz, und anderem Korkholz, 
für das der Durchſchnittswert 11 RA für 1 dz beträgt. 

Die Vorinſtanz weiſt darauf hin, daß weder der Tarif 
noch das Amtliche Warenverzeichnis eine Unterſcheidung 
zwiſchen Mahlkorkholz und anderem Korkholz trifft und 
daß daher für die Frage, was unter Mahlkorkholz zu 
verſtehen iſt, auf die Auffaſſung von Handel und Verkehr 
zurückzugehen ift. In dieſer Beziehung beruft ſie ſich auf 
eine Erklarung der Beſchwerdeführerin vom 12. Januar 
1934, nach der unter Mahlkorkholz Korkholz zu verſtehen 
iſt, das bei der erſten und zweiten oder allenfalls noch 
dritten Schälung der Korkbäume anfällt und zur Her⸗ 
ſtellung der gebräuchlichen Korkſtöpſel ungeeignet iſt, 
während das Korkholz der ſpäteren Schälungen das 
eigentliche zur Herſtellung von Korkſtöpſeln verwendbare 
Korkholz ergibt. 

Das Gutachten, das von einem Ermittlungsbeamten 
niedergelegt iſt, iſt von der Beſchwerdeführerin unterm 
27. Januar 1934 ausdrücklich als richtig anerkannt 
worden. 


Nach der Beſchaffenheit der vorgelegten Proben hat 
die Vorinſtanz die eingeführten Korkabfälle als Abfälle 
angeſprochen, die bei der Herſtellung von Korkftöpfeln 
angefallen find, und hat daher der Berechnung der Um- 
ſatzausgleichſteuer den Durchſchnittswert von 11 AA für 
1 dz zugrunde gelegt. 

Die Nechtsbeſchwerde macht demgegenüber geltend, daß 
es Korkabfälle, die von Mahlkorkholz ſtammen, überhaupt 
nicht gebe. Mahlkorkholz ſei nämlich kein ſelbſtändiges 
Erzeugnis, ſondern lediglich der handelsübliche Ober- 
begriff, unter dem alles Korkholz verſtanden werde, das 
infolge minderwertiger Beſchaffenheit ausſchließlich in ge⸗ 
mahlenem Zuſtand Verwendung finden könne. Zum Mahl⸗ 
korkholz gehörten auch die Rorfabfálle, die eine Art 
Mahlkork ſeien. 

Nach der von der Beſchwerdeführerin vertretenen An⸗ 
ſicht, daß es von Mahlkorkholz keine Abfälle gibt, müßte 
fie eigentlich zu dem Schluß kommen, daß die von ihr ein- 
geführten Korkabfälle nicht von Mahlkorkholz, fondern 
von anderem hochwertigen Korkholz ſtammen. Dieſe 
Folgerung zieht ſie indes nicht, ſondern weiſt von dem 
Verwendungszweck ausgehend dem Mahlkorkholz 
alles Korkholz zu, das infolge ſeiner Minderwertigkeit 
nur zum Vermahlen geeignet iſt. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkt aus rechnet ſie dann auch Korkabfälle als eine Art 
Mahlkork zum Mahlkorkholz und fordert für die Kork⸗ 
abfälle bei Berechnung der Umſatzausgleichſteuer die An⸗ 
wendung des Durchſchnittswerts von 7 «RÁ für | dz. 
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Dieſe Auffaſſung der Beſchwerdeführerin iſt rechts⸗ 
irrtümlich denn für die Berechnung der Umſatzaus⸗ 
gleichfteuer iſt, wie von der Vorinſtanz zutreffend Dar: 
gelegt wurde, das Zollrecht zugrunde zu legen. Nach § 32 
des Vereinszollgeſetzes iſt aber für die Unterſtellung einer 
Ware unter eine beſtimmte Tarifnummer nicht ihr Ver⸗ 
wendungszweck, ſondern grundſätzlich ihre Beſchaffenheit 
maßgebend. Der Verwendungszweck iſt, wie der erken⸗ 
nende Senat in ſeinen Urteilen vom 23. Januar 1929 
IV A 339/28 und vom 7. Januar 1931 VI A 209/30 
ausgeführt hat, nur inſoweit zu berückſichtigen, als dies 
im Zolltarif oder Warenverzeichnis ausdrücklich vorge⸗ 
ſchrieben iſt. Bei den Waren der Tarifur. 90 iſt aber 
weder im Zolltarif noch im Warenverzeichnis dem Ver⸗ 
wendungszweck eine maßgebende Bedeutung für die Tari⸗ 
fierung beigelegt. 

Die Vorinſtanz hat feſtgeſtellt, daß es ſich bei den ein- 
geführten Korkabfällen nach ihrer Beſchaffenheit um Ab⸗ 
fälle handelt, die bei Herſtellung der Korkſtöpſel ange 
fallen ſind. Solche Abfälle ſtammen aber nach der eigenen 
Angabe der Beſchwerdeführerin immer vom eigentlichen 
Korkholz. Der Berechnung der Umſatzausgleichſteuer iſt 
daher ohne Rechtsirrtum der Durchſchnittswert von 
11 AM für 1 dz Korkholz zugrunde gelegt worden. 

Der zum Verfahren zugezogene Reichsminiſter der 
Finanzen hat ſich ebenfalls in dieſem Sinne ausgeſprochen. 


V 8530 — 55 II 
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